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Erste Auswirkungen
der Gesundheitsreform 2000
Beschluss des Bundeskuratoriums zur
Qualitätssicherung bei Fallpauschalen
und Sonderentgelten ab 1.1.2001

Erste Auswirkungen auf Bundesebene
Der Gesetzgeber hat mit der Gesund-
heitsstrukturreform 2000 deutliche Ak-
zente zur Qualitätssicherung gesetzt.
Erste Auswirkungen ergeben sich für die
Maßnahmen der externen Qualitätssi-
cherung. Die folgenden Ausführungen
dienen dazu, sowohl über die aktuellen
Entwicklungen auf Bundes- und Landes-
ebene zu berichten und auch über die
inzwischen geschaffenen Strukturen ins-
besondere auf Bundesebene zu infor-
mieren. 
Das Bundeskuratorium hat in seiner 22.
Sitzung am 25. September 2000 über die
Modalitäten der bundesweiten Ein-
führung der Qualitätssicherung bei Fall-
pauschalen und Sonderentgelten beraten.
Die hierzu gefassten Beschlüsse standen
im Mittelpunkt der 7. Sitzung des Len-
kungsgremiums am 11. Oktober 2000
zur Sicherung der Qualität bei Fallpau-
schalen und Sonderentgelten auf der
Basis der bestehenden vertraglichen Ver-
einbarung zwischen den Vertretern der
sächsischen Krankenkassen, der Kranken-
hausgesellschaft Sachsen und der säch-
sischen Landesärztekammer.
Gemäß Beschluss des Bundeskuratori-
ums wird mit der „Vereinbarung nach 
§ 137 SGB V über Maßnahmen der
Qualitätssicherung bei Fallpauschalen
und Sonderentgelten für die nach § 108
SGB V zugelassenen Krankenhäuser“
dieses Qualitätssicherungsverfahren bun-
desweit ab dem 1. Januar 2001 verbind-
lich und mit allen Modulen (bisher 25)
nach einem Stufenkonzept eingeführt. In
Ländern, in denen bereits Module im
Routinebetrieb sind, werden diese weiter-
geführt. Dies betrifft in Sachsen die
Hysterektomien, den Einbau oder Wech-
sel von Hüftgelenksendoprothesen bei
Coxarthrose und die Prostatektomien.
Auf Landesebene soll der Aufbau der
notwendigen Strukturen gemäß des Ku-
ratoriumsvertrages bis zum 1. April 2001

erfolgen. Ab dem Jahr 2002 werden dann
definierte Vergütungsabschläge pro Fall
bei Nichtteilnahme von Krankenhäusern
wirksam werden.
Umsetzung und Gültigkeit auf
Landesebene
Angesichts dieser Beschlüsse auf Bun-
desebene hat das sächsische Lenkungs-
gremium nachstehende Entscheidungen
getroffen. Vorweg gilt es zu betonen,
dass im Freistaat Sachsen die notwendi-
gen Strukturen zur Umsetzung der neuen
Anforderungen wie eine Projektgeschäfts-
stelle, Facharbeitsgruppen einschließlich
Lenkungsgremium schon seit Jahren be-
stehen und in der zurückliegenden Zeit
ihre Kompetenz sowie Leistungsfähig-
keit unter Beweis gestellt haben, so dass
es grundsätzlich neuer Strukturen in Sach-
sen nicht bedarf. Aus dem Beschluss des
Lenkungsgremiums geht hervor:
1. Im Jahre 2001 werden die Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen in der Chirurgie
mit den bekannten drei Tracerdiagnosen
Cholezystitis/Cholelithiasis, Leisten-
hernie und Oberschenkelhalsfraktur vor-
erst wie bisher fortgeführt.
2. Gleiches gilt für die Perinatologie/
Neonatologie nach (bekannten) modi-
fizierten Rahmenbedingungen.
3. Die bisherigen Qualitätssicherungs-
maßnahmen bei Fallpauschalen und Son-
derentgelten werden im Jahr 2001 in
dieser Form weitergeführt.
4. Gemäß der vom Bundeskuratorium
definierten ersten Stufe wird die Quali-
tätssicherung bei Fallpauschalen und
Sonderentgelten in der operativen Gynä-
kologie um die Ovar- und Salping-
ektomie erweitert. Gleichzeitig ist in Ab-
stimmung mit fachkompetenten Ver-
tretern der Chirurgie zusätzlich die
Qualitätssicherung bei mammachirur-
gischen Eingriffen zum 01. Januar 2001
einzuführen. Die hierzu erforderliche
Facharbeitsgruppe gilt es entsprechend
strukturell und fachkompetent zu erweitern.
5. Das Fachgebiet der Chirurgie wird
eine Erweiterung um die Fallpauschalen/
Sonderentgelte zur Appendektomie zum
01. Januar 2001 erfahren. Die diesbezüg-

liche Facharbeitsgruppe wird sich aus
den Kollegen rekrutieren, welche die
Fallpauschalen/Sonderentgelte zur Mam-
machirurgie begleiten.
6. Die Innere Medizin ist nun ab 1. Ja-
nuar 2001 erstmalig auch in die externen
Qualitätssicherungsmaßnahmen einbe-
zogen, und zwar für die Sonderentgelte
der Perkutanen transluminalen Koro-
narangioplastie (PTCA) und der Koro-
narangiographie. Damit geht einher die
Berufung einer Facharbeitsgruppe Kar-
diologie zum Zwecke der Begleitung
und Bewertung der erhobenen Daten.
Nähere Einzelheiten zur weiteren Spezi-
fizierung, wie zum Beispiel Datentrans-
fer, finanzielle Kennziffern, Abrech-
nungsmodalitäten et cetera liegen noch
nicht vor und sind damit anspruchsvolle
Themen der folgenden Beratungen des
Lenkungsgremiums. Spätestens im Ja-
nuar 2001 werden die klinischen Fach-
vertreter im Rahmen einer Informations-
veranstaltung in der sächsischen Landes-
ärztekammer von der Projektgeschäfts-
stelle und Vertretern des Lenkungs-
gremiums über die noch zu klärenden
Aspekte informiert werden. Die 8. Sit-
zung des Lenkungsgremiums zu dieser
Thematik ist für den 13. Dezember 2000
vorgesehen.
Zukünftige Entwicklung und
Herausforderungen
Die Einführung weiterer externer Quali-
tätssicherungsmaßnahmen bei Fallpau-
schalen und Sonderentgelten bleibt 
den Phasen 2 und 3 vorbehalten, deren
Terminierung noch weitestgehend offen
ist. Die stufenartige Umsetzung des
Gesamtpaketes mit eindeutiger Fokus-
sierung auf die Fallpauschale und das
Sonderentgelt erfordert eine weitere
Kräftebündelung, sowohl in den betrof-
fenen Abteilungen der Krankenhäuser
als auch der Projektgeschäftsstelle bei
der Sächsischen Landesärztekammer. 
Nach Auffassung des Bundeskuratori-
ums wird es vorerst nicht möglich sein,
den Wunsch einiger Fachgruppen zur
Einbeziehung ambulanter Operationen
auf die gleiche Weise umzusetzen.
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Dieses Anliegen bleibt einer Umsetzung
zur Öffnungsklausel der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung vorbehalten. 
Gremien auf Bundesebene
Mit der bundesweiten Einführung der
Qualitätssicherung bei Fallpauschalen
und Sonderentgelten gemäß § 137 SGB V
zum 1. Januar 2001 sind sowohl vor-
bereitende als auch begleitende Maß-
nahmen notwendig. Zu diesem Zweck
und zur Unterstützung des Bundeskura-
toriums bei der Realisierung und
Weiterentwicklung der gesetzlich vor-
geschriebenen Qualitätssicherungsmaß-
nahmen wurde die Bundesgeschäfts-
stelle Qualitätssicherung (BQS) als
gemeinnützige GmbH zum 1. Oktober
2000 mit Sitz in Düsseldorf gegründet.
Sie wird die Servicestelle Qualitäts-
sicherung (SQS) ablösen und deren bis-

herige Tätigkeit mit übernehmen.
Das Bundeskuratorium ist das Gremium
der Spitzenverbände der Krankenkassen,
der privaten Krankenversicherung, der
Deutschen Krankenhausgesellschaft so-
wie der Bundesärztekammer und dem
Deutschen Pflegerat, welches gemäß 
§ 137 SGB V Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung für nach § 108 SGB V zuge-
lassene Krankenhäuser vereinbart. Diese
gleichberechtigten Partner nehmen unter
anderen folgende Aufgaben wahr:
■ Erstellung von Auswahlkriterien und
Auswahl der in die Qualitätssicherung
einzubeziehenden Leistungen,
■ Auftragsvergabe an Fachgruppen, ins-
besondere zur Entwicklung und Bewer-
tung von Qualitätssicherungsmaßnahmen.
Mit der Einführung des Stufenkonzeptes
zur Qualitätssicherung bei Fallpau-

schalen und Sonderentgelten liegt nun-
mehr das erste verbindliche Ergebnis aus
der Tätigkeit des Bundeskuratoriums vor.
Ansprechpartner auf Landesebene
Für die Umsetzung dieser anspruchsvollen
Ziele braucht es den Dialog und regelmäßi-
gen Informationsaustausch. Sowohl die Pro-
jektgeschäftsstelle bei der Sächsischen Lan-
desärztekammer, als auch der Ausschuss
Qualitätssicherung gemeinsam mit den Ver-
tretern des Lenkungsgremiums stehen für
Anfragen aus der Ärzteschaft zur Ver-
fügung.                   
i. A. des Lenkungsgremiums
Anfragen und Hinweise richten Sie bitte
an die: Sächsische Landesärztekammer,
Projektgeschäftsstelle, Qualitätssicherung,
Herr Dr. med. Torsten Schlosser
Tel.: (03 51) 8 26 73 87
Postfach 10 04 65, 01074 Dresden

Weihnachtsaufruf für die Hartmannbund-Stiftung 
„Ärzte helfen Ärzten“

Sehr verehrte Frau Kollegin,
sehr geehrter Herr Kollege,
mehrere Tausende von Ihnen folgten in
den zurückliegenden 45 Jahren des Be-
stehens der Stiftung „Ärzte helfen Ärzten“
der keineswegs altmodischen oder über-
holten Mahnung von Friedrich Rückert:
„Du bringst nichts mit herein, du nimmst
mit hinaus, lass eine goldene Spur im
Erdenhaus“, und bedachten die Stiftung
mit großzügigen Spenden. 
Herausragende Motive waren dabei so-
wohl die Dankbarkeit gegenüber dem
eigenen Lebensschicksal als auch der vom
Solidaritätsgedanken geprägte Wunsch,
denjenigen selbstlos zu helfen, die der Un-
terstützung durch ihre Kollegen bedürfen.
Angesichts der zunehmenden Individu-
alisierung von Lebensstilen und Lebens-
verhältnissen, aber auch in Anbetracht der
finanziell schwierigen Situation im Ge-
sundheitswesen, müssen immer größere
Anstrengungen unternommen werden, um
Spenden für die Stiftung einzuwerben. 
Gleichzeitig bedingen die Probleme im
Gesundheitswesen eine permanent stei-

gende Nachfrage bei der Stiftung, der wir
von Herzen gerne nachkommen würden,
wenn es die Mittel unserer aller Stiftung
erlauben würden.
Die Hartmannbund-Stiftung „Ärzte hel-
fen Ärzten“ ist das große Gemeinschafts-
werk der gesamten Ärzteschaft. Sie ist ein
Gradmesser für das kulturelle und soziale
Niveau unserer Berufsgruppe. Die Stiftung
dokumentiert durch ihr anspruchsvolles
Hilfeprogramm einzigartig das Engage-
ment einer ganzen Berufsgruppe für ihre
Angehörigen. Sie bietet vielen einen sozi-
alen Rückhalt und Erfahrungsraum, der
für das Meistern ihrer existenziellen
Problemlagen von großer Bedeutung ist.
Helfen Sie bitte, gerade jetzt in der
Vorweihnachtszeit, dass wir all den
Kollegen eine Stütze sein können, die in
ihrer momentanen Lebenssituation ver-
zweifelt sind. Mit unserer dringenden
Bitte um Hilfe verbinden wir unseren
aufrichtigen Dank an alle Einzelspender
und Organisationen, die der Stiftung in den
letzten 45 Jahren durch ihre Unterstützung
geholfen und Mut gemacht haben.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Prof. Dr. Hoppe
Präsident der Bundesärztekammer und 
des Deutschen Ärztetages

Dr. Richter-Reichhelm
1. Vorsitzender der Kassenärztlichen Bundesvereinigung

Dr. Thomas
Vorsitzender des Hartmannbundes -
Verband der Ärzte Deutschlands e.V

Dr. Montgomery
1. Vorsitzender des Marburger Bundes -
Verband der angestellten und beamteten Ärztinnen
und Ärzte Deutschlands e.V., Bundesverband

Dr. Zollner
Bundesvorsitzender des NAV-Virchow-Bundes - Verband
der niedergelassenen Ärzte Deutschlands, DAZ, e.V.

Frau Dr. Bühren
Präsidentin des Deutschen Ärztinnenbundes e.V.

Prof. Dr. Dr. Hoffmann
Präsident des Verbandes der leitenden
Krankenhausärzte Deutschlands e.V.

Dr. Jaeschke
Vorsitzender des Bundesverbandes der Ärzte des
Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V.

Dr. Willmes
Präsident der Bundeszahnärztekammer
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Zahnärztekammern e.V.

Dr. Beckmann
Bundesvorsitzender des Freien Verbandes Deutscher
Zahnärzte e.V.

Prof. Dr. Pschorn
Präsident der Bundestierärztekammer e.V.

Die Stiftung hat folgende Konten:
„Ärzte helfen Ärzten“, Deutsche Apotheker- und
Ärztebank Stuttgart Nr. 0 001 486 942 (BLZ 60 090 609),
Postbank Stuttgart Nr. 41 533 - 701 (BLZ 60 010 070)
oder Sparkasse Bonn Nr. 24000705 (BLZ 38 050 000).


